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Stadt Prenzlau Beschlussvorlage 

[x]öffentlich D nicht öffentlich 

Amt: Abteilung Stadtplanung Datum: 19.12.2005 Version: 1 

Beratungsfolge Sitzunqstermin 

1 Ausschuss für Wirtschaft, Stadt- u. Ortsteilentwicklung 24.01.2006 

2 Hauptausschuss 06.02.2006 

3 Stadtverordnetenversammlung 16.02.2006 

4. 

Thema: 

Abwägungs- und Satzungsbeschluss über die 2. Änderung und teilweise Aufhebung des •• 
Bebauungsplanes B II "Am Sternberg" 

Finanzielle Auswirkun~en 

Haushaltsjahr: Haushaltsstelle: 
Gesamtkosten: 0,00€ Eiqenanteil: 0,00€ 
Folgekosten: 0,00€ Mittel stehen zur Verfügung in Höhe von: 0,00€ 
Deckungsvorschlag: 

Beschlussentwurf: 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt: 

1. Die während der öffentlichen Auslegung eingegangenen Stellungnahmen aus der 
Behördenbeteiligung wurden mit dem in Anlage 1 dargestellten Ergebnis geprüft und 
gebilligt. 

2. Die 2. Änderung des Bebauungsplanes B II, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A/ 
Anlage 2) und den textlichen Festsetzungen (Teil B/ Anlage 3, in der Fassung vom 
Dezember 2005 wird entsprechend § 10 Abs.1 Baugesetzbuch in der zur Zeit gültigen 
Fassung zur Satzung erhoben. 
Die Begründung mit dem Umweltbericht (Anlage 4) werden gebilligt. 

Anlagen: 
Anlage 1: Abwägungsbericht aus Behördenbeteiligung 
Anlage 2: Planzeichnung Satzung 
Anlage 3: textliche Festsetzungen Satzung 
Anlage 4: Begründung und Umweltbericht Satzung 

Beratungsergebnis 
Datum Gremium Ein- Mit Ja Nein Enth. Laut 

stimmig Mehrheit Beschluss-
Entwurf 

1 24.01.2006 WSO-A X:: ~ 
2 06.02.2006 HAU >< ~ 

3 16.02.2006 sw X X 

4. 

Abweichende(r) 
Empfehlung/Beschluss 

Unterschrift 
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Begründung: 
Im Ergebnis der Abwägung der vorliegenden Stellungnahmen aus der öffentlichen 
Auslegung des Bebauungsplanes ist festzustellen, dass keine Änderungen sowohl in der 
Planzeichnung als auch in den textlichen Festsetzungen erforderlich sind. Die Behörden 
wurden über die jeweiligen Abwägungsergebnisse informiert. 
Der Bebauungsplan ist von der Gemeinde als Satzung zu beschließen. Mit der 
Bekanntmachung des Beschlusses im Amtsblatt wird die Satzung rechtskräftig. 
Eine zusammenfassende Erklärung über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die 
Ergebnisses der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung im Planverfahren 
Berücksichtigung fanden, wird dem Bebauungsplan abschließend beigefügt. Diese 
Erklärung ist durch die Stadtverordnetenversammlung nicht zu beschließen. 

Amtsleiter des federführenden Amtes DezemeltiestecJertührenden Amtes Kämmerer 

Abgestimmt mit: 

Moser 
Bürgermeister 


